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TEIL A:  PLANZEICHNUNG
zuletzt geändert durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22.04.1993 (BGBl. I S.466). 
Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S.132),

Falkenried 74 a,  20251 Hamburg
Tel. 040 460955-60,  Fax -70,  mail@elbberg.de,  www.elbberg.de

Satzung der Gemeinde Holm über die
1. Änderung des  Bebauungsplan Nr. 25
"Wohngebiet Bredhornstraße"
Für das Gebiet südlich der Bredhornstraße, nördlich des Lehmweges und
östlich der Hauptstraße (B 431)

Übersichtsplan M 1 : 5.000

Stand: Entwurf zur eingeschränkte Beteiligung, 30.11.2012

ZEICHENERKLÄRUNG
Es gilt die Planzeichenverordnung vom 18.12.1990, 

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN

Grundflächenzahl als Höchstmaß 0,3

ART DER BAULICHEN NUTZUNG

Baugrenze

Firsthöhe als Höchstmaß FH 9,5 m

Traufhöhe des Hauptdaches als Höchstmaß TH 4,5 m

WA Allgemeines Wohngebiet

N

100 50 100 m

M 1 : 1.000

TEIL B:  TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Nur Einzelhäuser oder Doppelhäuser zulässigED

Offene Bauweiseo

zuletzt geändert am 22.07.2011

1.   Festsetzungen nach Baugesetzbuch

Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO)

1.1 Im allgemeinen Wohngebiet (WA) sind die nach § 4 Abs. 3 Nr. 1, 4 und 5 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) ausnahmsweise zulassungsfähigen Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
Gartenbaubetriebe und Tankstellen unzulässig.

1.2 Die maximale Traufhöhe beträgt 4,50 m und die maximale Firsthöhe 9,50 m. Der Traufpunkt ist
der Schnittpunkt zwischen senkrechter Wandaußenfläche und Oberkante Dachhaut. Bezugspunkt
der Höhenmessung ist die mittlere Höhe des zugehörigen Straßenabschnittes.

1.3 Abweichend von der festgesetzten eingeschossigen Bauweise sind zwei Geschosse zulässig,
wenn die Traufhöhe maximal 7,00 m und die Firsthöhe maximal 9,50 m beträgt.  Bei
zweigeschossiger Bauweise sind Drempel auf dem zweiten Geschoss unzulässig.

1.4 Die Oberkante des Erdgeschossfußbodens darf maximal 40 cm höher hergestellt werden als
die mittlere Höhe des zugehörigen Straßenabschnittes.

Mindestgrundstücksgröße (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

1.5 Je Einzelhaus sind mindestens 550 m² Grundstücksfläche und je Doppelhaushälfte mindestens
350 m² Grundstücksfläche erforderlich.

Beschränkung der Zahl der Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

1.6 Je Einzelhaus und je Doppelhaushälfte ist maximal eine Wohnung zulässig. Im Einzelhaus ist
eine weitere untergeordnete Wohnung mit maximal  60 m² Wohnfläche zulässig.

Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten
(§ 9 Abs.1 Nr. 4 BauGB, § 12, 14  BauNVO und § 50 LBO SH)

1.7 Je Wohneinheit sind mindestens 2 Stellplätze herzustellen.

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
und Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

1.8   Auf den festgesetzten Standorten zum Anpflanzen von Bäumen ist ein hochstämmiger,
standortheimischer Laubbaum in der Qualität Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 14-16 cm
in der Qualität Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm zu pflanzen und dauerhaft zu
erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Je Baum ist eine offene Vegetationsfläche von
mindestens 10 m² herzustellen und gegen ein Befahren zu sichern. Die Standorte können im
Rahmen der Erschließungsplanung örtlich variiert und bis zu 5 m verschoben werden.

1.9   Im allgemeinen Wohngebiet ist je Grundstück ab 500 m² Grundstücksfläche ein
standortheimischer Laubbaum mit einem Mindeststammumfang von 14-16 cm zu pflanzen und
dauerhaft zu erhalten. Je Baum ist eine offene Vegetationsfläche von mindestens 10 m²
herzustellen.

1.10   Stellplätze und befestigte Wege und Flächen auf Privatgrundstücken (z. B. Stellplätze,
Grundstückszufahrten, Gartenwege) sind mit versickerungsfähigen Materialen zu befestigen (z. B.
breitfugiges Pflaster, Öko-Pflaster, Rasengittersteine, wassergebundene Decke, Schotterrasen o.
ä.).

1.11 Die festgesetzten  Anpflanzungen sind spätestens 1 Jahr nach Fertigstellung des jeweiligen
Gebäudes  bzw. der Verkehrswege auszuführen . Abgegangene Gehölze sind spätestens nach
einem Jahr zu ersetzen.

Zahl der Vollgeschosse als HöchstmaßI

je Einzelhaus oder Doppelhaushälfte1 Wo
(s. textliche Festsetzung 1.6)

2.   Örtliche Bauvorschriften zur Gestaltung nach § 84 Landesbauordnung

2.1   Die Hauptdächer der Hauptgebäude sind mit einer Dachneigung von 10-50 Grad auszuführen.

2.2   Zur Dacheindeckung der Hauptdächer sind nur Tonziegel und Betondachsteine in den Farben
Rot bis Rotbraun oder Grau bis Schwarz sowie Dachbegrünungen, weiche Dacheindeckungen
(Reetdach) und Solaranlagen zulässig.

Solaranlagen auf Dächern sind im gleichen Neigungswinkel anzubringen wie die übrige Dachfläche.

2.3   Die Fassaden sind in Sichtmauerwerk, Putz oder Holz herzustellen.

2.4   Die Gesamtlänge von Dachgauben und Dacheinschnitten darf je Dachseite insgesamt nicht
mehr als 50 % der Gesamtlänge der Dachseite betragen. Die Seitenwände der Dachgauben und
Dacheinschnitte müssen von den freien Giebeln mindestens 2 m entfernt bleiben.

2.5   Grundstückseinfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen dürfen eine Höhe von 1,5 m nicht
überschreiten.

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs 

Bemaßung in m15

Vorhandene Grundstücksgrenzen

SONSTIGE PLANZEICHEN

DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER

Vorhandenes Gebäude mit Nebengebäude

Mit Geh-, Fahr und Leitungsrechten zu Gunsten
der Anlieger zu belastende Flächen

GFL

Künftig entfallendes Gebäude 

Höchstzulässige Anzahl der Wohnungen

(s. textliche Festsetzung 1.3)

(s. textliche Festsetzung 1.2) 

(s. textliche Festsetzung 1.2)  

Anpflanzen von Bäumen (s. textliche Festsetzung 1.8)

PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASSNAHMEN
UND FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR
PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR
UND LANDSCHAFT

Straßenverkehrsfläche 

VERKEHRSFLÄCHEN

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung:

Fuß- und Radweg, einschließlich Erschließung der Anlieger
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Hinweise

1. Die Artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände gem. § 42 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz sind
zu beachten. In diesem Fall ist eine Baufeldräumung nur außerhalb des Brutzeitraumes (als
Brutzeitraum gilt die Zeit zwischen dem 1. März und dem 30. September) zulässig oder zu
anderen Zeiten nach fachkundiger Kontrolle auf Nester und wenn durch Maßnahmen Beein-
trächtigungen ausgeschlossen werden können.
(Näheres siehe artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Anlage 2 der Begründung).

2.  Das Plangebiet liegt innerhalb der Zone III A des Wasserschutzgebietes Haseldorfer Marsch.
Es darf nur Material verwendet werden, dass mindestens der Bodenklasse Z 1.1 entspricht.

3. Gemäß § 202 Baugesetzbuch i.V. m. § 12 Bundesbodenschutzverordnung ist Oberboden
(Mutterboden) in nutzbaren Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu
schützen. Bei Bautätigkeit ist die DIN 18915 und die DIN 18300 und für die Verwertung des
Bodenaushubs die DIN 19731 anzuwenden.
Bodenverdichtungen sind durch den Baustellenbetrieb soweit wie möglich zu vermeiden.

4. Bei Bautätigkeiten gilt die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetations-
flächen bei Baumaßnahmen" und die RAS-LP 4 „Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen
und Tieren bei Baumaßnahmen".

5.  Für zukünftige Bauvorhaben, die in den Untergrund eingreifen, ist bei Auffälligkeiten eine
gutachterliche Begleitung der Erdarbeiten vorzusehen.

Sichtfeld, zwischen 0,8 m und 2,5 m Höhe von ständigen
Sichthindernissen und sichtbehinderndem Bewuchs freizuhalten


